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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. begrüßt den Abschluss des Sonderberichts des Rechnungshofes Nr. 1/2011, wonach die 
Dekonzentration zu einer besseren Bereitstellung der Hilfe und zur Stabilisierung der 
Finanzverwaltungsverfahren beigetragen hat; 

2. teilt mit dem Gerichtshof die Ansicht, dass der wichtigste Vorteil der Budgethilfe darin 
liegt, dass diese Gelegenheit für einen Dialog mit den Empfängern vor Ort zu den 
politischen Zielen bietet; stellt fest, dass diese Gelegenheit in Anbetracht des 
leistungsbezogenen Grundsatzes („mehr für mehr“), der der aktuellen Überprüfung des 
ENP zugrunde liegt, voll ausgeschöpft werden muss; betont, dass Delegationen über die 
Ressourcen und Kompetenzen verfügen müssen, die für eine effektive Durchführung 
dieses Dialogs erforderlich sind;

3. bedauert, dass es im Vorfeld der Einrichtung des EAD keine gründliche Bewertung gab, 
um ein optimales Gleichgewicht zwischen den Stellen für Politik, Handel und 
Entwicklungshilfe in den Delegationen herzustellen;

4. hält die hohe Personalfluktuation in den Delegationen (40% der Mitarbeiter der 
Kommission sind Vertragsbedienstete) für inakzeptabel, da diese das institutionelle 
Gedächtnis schwächt und sich negativ auf die Effizienz der Tätigkeiten auswirkt;

5. fordert die Kommission und den EAD auf, speziell auf die bei der Prüfung ermittelten 
Bereiche einzugehen, insbesondere auf das Arbeitsaufkommen in den Delegationen, die 
Angemessenheit des Personalbestands der einzelnen Delegationen und das Gleichgewicht 
zwischen den mit der Verwaltung der Hilfe und den mit anderen Aufgaben befassten 
Bediensteten in den Delegationen;

6. betont im Einklang mit dem Beschluss zur Errichtung des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes, dass das gesamte Personal einer Delegation dem Leiter der Delegation 
untersteht, da dies der einzige Weg ist, um, im Einklang mit dem Vertrag von Lissabon, 
die Kohärenz des auswärtigen Handelns der EU in einzelnen Ländern zu gewährleisten.


